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Index

10/01 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG)

19/05 Menschenrechte

41/02 Passrecht Fremdenrecht

Norm

AsylG 1991 §7 Abs1;

AsylG 1997 §19;

B-VG Art140 Abs1;

B-VG Art7;

FrG 1997 §23 Abs5;

MRK Art8 Abs2;

Rechtssatz

Verfassungsrechtliche Bedenken dagegen, dass der Gesetzgeber die Antragstellung eines Fremden, der während der

Dauer seines Asylverfahrens über eine vorläuAge Aufenthaltsberechtigung verfügte, auf Erteilung einer weiteren

Niederlassungsbewilligung gemäß § 23 Abs 5 FrG 1997 vom Inland aus auf Fälle des Verlustes von Asyl beschränkt, sind

beim VwGH nicht entstanden. Die Zielvorstellung des FrG 1997, die Umgehung von Einwanderungsvorschriften durch

die Stellung von Asylanträgen zu verhindern, welche zum Schutz der öEentlichen Ordnung auch iSd Art 8 Abs 2 MRK

gerechtfertigt erscheint, verbietet es, Asylwerber in Ansehung ihrer privaten und familiären Interessen im Inland

besser zu stellen als Fremde, die erstmals eine Aufenthaltsbewilligung beantragen.
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